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Der Bescheid vom 20.08.2018 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
29.11.2018 wird aufgehoben und der Beklagte wird verpflichtet, an den
KlÃ¤ger den Betrag von 85,90 â�¬ anlÃ¤sslich der Anschaffung eines
grafikfÃ¤higen Taschenrechners im August 2018 nachzuzahlen.

Der Beklagte trÃ¤gt die notwendigen auÃ�ergerichtlichen Kosten des
KlÃ¤gers. 

Die Berufung wird zugelassen.

Â 

Tatbestand

Â 

Die Beteiligten streiten um AnsprÃ¼che des KlÃ¤gers aufgrund der Anschaffung
eines sog. â��grafikfÃ¤higen Taschenrechnersâ�� fÃ¼r die 12. Klasse der vom
KlÃ¤ger besuchten Schule. 
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Â 

Der KlÃ¤ger ist am 23.06.2000 geboren und lebte zumindest im Jahre 2018 im
Ã¶rtlichen ZustÃ¤ndigkeitsbereich des Beklagten in H.. Er bezog zu dieser Zeit im
Jahre 2018 laufende Leistungen der Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende nach dem
Zweiten Buch des Sozialgesetzbuches (SGB II) vom Beklagten in einer sog.
Bedarfsgemeinschaft mit seinen Eltern. Er besuchte im Jahre 2018 die 11. und dann
die 12. Klasse einer weiterfÃ¼hrenden Schule, welche Ende der 11. Klasse
schriftlich mit einem Elternbrief informierte, dass fÃ¼r die 12. Klasse ein
grafikfÃ¤higer Taschenrechner fÃ¼r den Unterricht benÃ¶tigt werde. Es handele
sich um ein Modell â��TI 84Plus der Firma Texas-Instrumentsâ��. Bei Beschaffung
im Rahmen einer Sammelbestellung sollten Kosten in HÃ¶he von â��ab 82,95
â�¬â�� entstehen. Im Rahmen der vom KlÃ¤ger genutzten Sammelbestellung
musste dieser dann nach den Konditionen des Lieferanten am 23.08.2018 den
Betrag von 85,90 â�¬ tatsÃ¤chlich zahlen. Das oben genannte Schreiben, den
Elternbrief, legte der KlÃ¤ger am 16.08.2018 beim Beklagten vor und begehrte
inhaltlich die Ã�bernahme der Kosten. Die Ã�bernahme der Kosten lehnte der
Beklagte mit dem hier streitigen Bescheid vom 20.08.2018 ab. Er berief sich darauf,
dass in der sog. Schulbedarfspauschale des Â§ 28 Abs. 3 Satz 1 SGB II auch die
Kosten fÃ¼r den vom KlÃ¤ger angeschafften Taschenrechner enthalten seien. Diese
Pauschale sei bereits gezahlt worden. Die HÃ¶he des Betrages sei
verfassungsrechtlich unbedenklich, da der jÃ¤hrliche Pauschalbetrag in HÃ¶he von
100,â�� â�¬ Ã¼ber den empirisch ermittelten BetrÃ¤gen liege, welche zur
Existenzsicherung von Kindern zwischen 6 und 17 Jahren erforderlich seien. Den
Widerspruch des KlÃ¤gers vom 29.08.2018 wies der Beklagte dann mit dem
streitigen Widerspruchsbescheid vom 29.11.2018 zurÃ¼ck. Er berief sich weiterhin
darauf, dass die Schulbedarfspauschale von insgesamt 100,â�� â�¬ die Kosten
fÃ¼r die Anschaffung eines Taschenrechners enthalte, dies ergebe sich auch aus
der GesetzesbegrÃ¼ndung. 

Â 

Mit seiner Klage ist der KlÃ¤ger der Auffassung, dass der von ihm angeschaffte
grafikfÃ¤hige Taschenrechner nicht von der Schulbedarfspauschale gemÃ¤Ã� Â§ 28
Abs. 3 SGB II umfasst sei. Er verweist auf instanzgerichtliche Rechtsprechung,
wonach internetfÃ¤hige ComputergerÃ¤te nicht von der Pauschale umfasst seien. 

Der KlÃ¤ger beantragt,

Â 

den Beklagten zu verurteilen, den Bescheid vom 20.08.2018 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 29.11.2018 aufzuheben und den Beklagten zu
verpflichten, 85,90 â�¬ anlÃ¤sslich der Anschaffung eines grafikfÃ¤higen
Schultaschenrechners an den KlÃ¤ger zu zahlen.

Â 
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Der Beklagte beantragt,

Â 

die Klage abzuweisen.

Â 

Der Beklagte vertritt weiterhin die Auffassung, dass keine AnsprÃ¼che fÃ¼r die
Anschaffung eines grafikfÃ¤higen Taschenrechners bestÃ¤nden. Insbesondere habe
das zustÃ¤ndige Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen bereits entschieden,
dass die Kosten eines Taschenrechners nicht zu gewÃ¤hren seien (LSG
Niedersachsen-Bremen vom 11.12.2017 â�� L 11 AS 349/17).

Â 

Das Gericht hat eine mÃ¼ndliche Verhandlung in der Angelegenheit am 02.09.2020
durchgefÃ¼hrt. BezÃ¼glich des Ergebnisses der mÃ¼ndlichen Verhandlung wird
auf das in den Akten befindliche Protokoll Bezug genommen. Weiterer Gegenstand
der Entscheidungsfindung waren die Gerichtsakten des Verfahrens mit dem darin
enthaltenen Vorbringen der Beteiligten und diesbezÃ¼glichen Nachweisen. 

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Â 

Die zulÃ¤ssige Klage ist begrÃ¼ndet. 

Â 

Der KlÃ¤ger kann vom Beklagten gemÃ¤Ã� Â§ 21 Abs. 6 SGB II die Erstattung der
von ihm ausgelegten Kosten fÃ¼r die Anschaffung eines grafikfÃ¤higen
Taschenrechners in HÃ¶he von 85,90 â�¬ rechtmÃ¤Ã�ig verlangen. Der streitige
Bescheid vom 20.08.2018 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 29.11.2018
ist rechtswidrig und verletzt den KlÃ¤ger in seinen Rechten. 

Â 

Die Regelung des Â§ 21 Abs. 6 SGB II Ã¼ber den sog. â��HÃ¤rtefallmehrbedarfâ��
lautet: â��Bei Leistungsberechtigten wird ein Mehrbedarf anerkannt, soweit im
Einzelfall ein unabweisbarer, laufender, nicht nur einmaliger besonderer Bedarf
besteht. Der Mehrbedarf ist unabweisbar, wenn er insbesondere nicht durch die
Zuwendungen Dritter sowie unter BerÃ¼cksichtigung von EinsparmÃ¶glichkeiten
der Leistungsberechtigten gedeckt sind und seiner HÃ¶he nach erheblich von einem
durchschnittlichen Bedarf abweichtâ��.
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Der KlÃ¤ger ist Leistungsberechtigter im Sinne des Gesetzes, er steht im laufenden
Bezug der Leistungen nach dem SGB II. Der Bedarf der Anschaffung des
grafikfÃ¤higen Taschenrechners ist unabweisbar, weil die Schule, die der KlÃ¤ger
besucht, fÃ¼r den Besuch der 12. Klasse unbedingt die Anschaffung des GerÃ¤tes
voraussetzt. Ebenso ist der Bedarf in nachvollziehbarer Weise nicht durch
Zuwendungen Dritter zu decken gewesen. Insbesondere sind aus dem Vorbringen
der Beteiligten und den Akten keinerlei Anhaltspunkte dafÃ¼r zu entnehmen, dass
beispielsweise ein FÃ¶rderverein der Schule bereit gewesen wÃ¤re, die Kosten fÃ¼r
die Anschaffung des grafikfÃ¤higen Taschenrechners zu Ã¼bernehmen. Auch
kommt ein vom Beklagten bereits gedeckter Anspruch gemÃ¤Ã� Â§ 28 Abs. 3 SGB II
auf pauschale Leistungen fÃ¼r die Anschaffung eines grafikfÃ¤higen
Taschenrechners im Fall des KlÃ¤gers fÃ¼r den hier geltend gemachten Anspruch
auf Kostenersatz fÃ¼r einen grafikfÃ¤higen Taschenrechner nicht in Betracht. Nach
Auffassung der Kammer umfasst die sog. â��Schulbedarfspauschaleâ�� des Â§ 28
Abs. 3 SGB II gerade nicht den kostspieligen, von der Schule vorausgesetzten,
grafikfÃ¤higen Taschenrechner. Die Kammer verkennt hierbei nicht, dass der
Entwurf des Gesetzes zur Ermittlung von Regelbedarfe zur Ã�nderung des SGB II
und SGB XII vom 26.10.2010 (BT Drucksache 17/3404, 104 f.)
â��Taschenrechnerâ�� als zur persÃ¶nlichen Schulausstattung gehÃ¶rend
auffÃ¼hrt. Ein Taschenrechner ist in den GesetzesbegrÃ¼ndungen beispielhaft
erwÃ¤hnt fÃ¼r die, fÃ¼r den persÃ¶nlichen Ge- und Verbrauch bestimmten,
Schulmaterialien. Es sind in der AufzÃ¤hlung in der GesetzesbegrÃ¼ndung keine
kostspieligen zum Schulbesuch erforderlichen GerÃ¤te aufgefÃ¼hrt, sondern
vielmehr der â��alltÃ¤gliche Kleinkramâ��, der in der Schule ge- und verbraucht
wird, wie z.B. FÃ¼ller, Kugelschreiber, Blei- und Malstifte, Geodreieck, Hefte und
Mappen, Tinte, Radiergummis, Bastelmaterial, Knetmasse. Bei all diesen Sachen
handelt es sich um VerbrauchsgegenstÃ¤nde, die immer wieder ersetzt werden
mÃ¼ssen. Dies gilt nach der gerichtlichen Erfahrung der Kammer auch fÃ¼r Lineale
und Geodreiecke, die regelmÃ¤Ã�ig bei schulpflichtigen Kindern ersetzt werden
mÃ¼ssen, obwohl sie nicht verbraucht im eigentlichen Sinne werden. Unstreitig
muss der KlÃ¤ger jedenfalls neben dem grafikfÃ¤higen Taschenrechner all diese
Materialien weiterhin anschaffen und nutzen. Der grafikfÃ¤hige Taschenrechner ist
nach Auffassung ein anderes GerÃ¤t, als der in der GesetzesbegrÃ¼ndung in der
beispielhaften AufzÃ¤hlung genannte Taschenrechner. Ein grafikfÃ¤higer
Taschenrechner wird erst in der Oberstufe benÃ¶tigt. Im Gegensatz zum
â��einfachen wissenschaftlichen Taschenrechnerâ��. Der grafikfÃ¤hige
Taschenrechner verursacht signifikant hÃ¶here Kosten mit ca. 85,â�� â�¬ im
Vergleich zu ca. 5,â�� bis 10,â�� â�¬ fÃ¼r das einfache Modell. Von daher kann die
vom Beklagten angefÃ¼hrte Entscheidung des LSG Niedersachsen-Bremen a.a.O.
wie die aktuelle Entscheidung zur gleichen Thematik (Urteil vom 26.05.2020 â�� L
11 AS 793/18, zitiert nach juris) der Bewertung der Kammer nicht entgegengehalten
werden. Die Kammer betrachtet den grafikfÃ¤higen Taschenrechner als
vergleichbar zu einem â��Tablet-Computerâ�� bzw. internetfÃ¤higen Computer. Es
handelt sich um ein elektronisches GerÃ¤t, welches langjÃ¤hrig benutzt werden
kann.

Auch ist der grafikfÃ¤hige Taschenrechner preislich eher im Bereich eines solchen
GerÃ¤tes angesiedelt ist. BezÃ¼glich solcher teurerer technischer GerÃ¤te dÃ¼rfte
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inzwischen sowohl in der Rechtsprechung als auch in der Politik der Konsens
bestehen, dass diese GerÃ¤te von der Schulbedarfspauschale nicht umfasst sein
kÃ¶nnen und nicht aus der Pauschale angespart werden kÃ¶nnen (vergl.
Sozialgericht (SG) Aurich, Gerichtsbescheid vom 22.08.2019 â�� S 15 AS 637/18; SG
Gotha, Urteil vom 17.08.2018 â��S 26 AS 3971/17; SG Cottbus, Urteil vom
13.10.2016 â�� S 42 AS 1914/13; LSG Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom
22.05.2020 â�� L 7 AS 719/20 B ER; Bundesratsdrucksache 357/20).

Â 

Auch handelt es sich bei den geltend gemachten Kosten fÃ¼r einen grafikfÃ¤higen
Taschenrechner nicht um einen Bedarfsposten, der bereits Bestandteil des
Regelbedarfes im Sinne des Â§ 20 SGB II ist. Die HÃ¶he des Regelbedarfes richtet
sich gemÃ¤Ã� den gesetzlichen Regelungen des Â§ 20 Abs. 1 SGB II und Â§ 28 des
ZwÃ¶lften Buches des Sozialgesetzbuches â�� Sozialhilfe â�� (SGB XII) nach sog.
Sonderauswertungen der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe. Ein Bedarf fÃ¼r
die Anschaffung von Schulcomputern sowie auch fÃ¼r die Anschaffung von
weiteren, in der Schule zu nutzenden elektronischen GerÃ¤ten ist nicht
berÃ¼cksichtigt worden. Der Bedarf â��Abteilung IX â�� Einkommens- und
Verbrauchsstichprobeâ�� umfasst nicht die entsprechenden schulischen GerÃ¤te,
sondern nur Bedarfspositionen auÃ�erhalb der separat ausgewiesenen
â��Abteilung Xâ�� (Bildung), Anschluss an LSG Nordrhein-Westfalen a.a.O. Die
â��Abteilung Xâ�� fÃ¼r Bildung ausgewiesenen BetrÃ¤ge von unter einem EURO
erreichen ersichtlich nicht eine HÃ¶he, aus der man die Kosten fÃ¼r einen
grafikfÃ¤higen Taschenrechner wÃ¤hrend der Zeit des Besuches der gymnasialen
Oberstufe ansparen kÃ¶nnte. Selbst wenn man den fÃ¼r
DatenverarbeitungsgerÃ¤te und Software im Rahmen des
Regelbedarfsermittlungsgesetzes 2017 (RBEG 2017) angesetzten Teilbetrag fÃ¼r
Kinder zwischen sechs und 14 Jahren mit zur Ansparung einbeziehen wollte, so
erscheint dies der Kammer nicht mÃ¶glich. Es sind lediglich knapp 2 â�¬ monatlich
veranschlagt (vgl. BT-Drs. 18/9984, SeiteÂ 66).

Â 

Bei dem hier im Streit stehenden Bedarf fÃ¼r die Anschaffung eines grafikfÃ¤higen
Taschenrechners handelt es sich bei angezeigter Auslegung der Regelung des Â§ 21
Abs. 6 SGB II auch um einen laufenden, nicht nur einen einmalig auftretenden
Bedarf. ZunÃ¤chst ist hierbei festzustellen, dass es nicht darauf ankommen kann,
ob ein GerÃ¤t durch eine einmalige Anschaffung, also einmalige Kosten bezahlt wird
oder beispielsweise durch einen Ratenzahlungskauf, eine Miete, andere
Vertragsgestaltung, die monatliche Kosten verursacht. Auch kann nicht relevant
sein, ob der Bedarf erstmals und nur ein einziges Mal geltend gemacht wird (vgl.
bereits Bundessozialgericht, Urteil vom 08.05.2019 â�� B 14 AS 13/18 R zu
SchulbÃ¼chern). 

Â 

Es muss sich in Anbetracht des besonderen grundrechtlich relevanten
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Bildungsbedarfes â��nurâ�� um eine atypische Bedarfssituation handeln, die mit
Bestehen zu EinschrÃ¤nkungen des Existenzminimums fÃ¼hrt, weil von einem
durchschnittlichen Bedarf erheblich abweichende BedÃ¼rfnisse entstehen. Die
besondere grundrechtliche Relevanz beruht darauf, dass das inzwischen unstreitig
anerkannte Grundrecht auf GewÃ¤hrleistung eines sozialen Existenzminimums aus 
Art. 1 i.V.m. Art. 20 Grundgesetz (GG) im Lichte des Grundrechts auf Bildung
ausgelegt werden muss. Dies ergibt sich daraus, dass bereits Art. 28 Abs. 1 der UN-
Kinderrechtskommission, die in Deutschland seit dem 18.02.1992 verbindlich gilt,
das Recht eines Kindes auf Bildung anerkannt ist. Um dieses Recht effektiv
verwirklichen zu kÃ¶nnen, mÃ¼ssen die Vertragsstaaten verschiedene Formen
weiterfÃ¼hrender Schulen verfÃ¼gbar und zugÃ¤nglich machen und geeignete
MaÃ�nahmen zur ZugÃ¤nglichmachung bei finanzieller BedÃ¼rftigkeit treffen (LSG
Nordrhein-Westfalen a.a.O.). Die fehlende Finanzierung des grafikfÃ¤higen
Taschenrechners fÃ¼hrte dazu, dass LeistungsempfÃ¤nger vor die Wahl gestellt
wÃ¼rden, nicht mehr am Schulunterricht teilnehmen zu kÃ¶nnen, wenn sie kein
solches GerÃ¤t anschaffen oder dazu, sich in anderen Bedarfspositionen existentiell
einschrÃ¤nken zu mÃ¼ssen. 

Â 

Die Kosten in HÃ¶he von 85,90 â�¬ erkennt die Kammer auch als â��erheblichâ��
im Sinne des Â§ 21 Abs. 6 SGB II. Aus dem Vergleich zwischen den monatlich im
Regelbedarf enthaltenen BetrÃ¤gen fÃ¼r Bildung (vergleiche oben) zu diesem
Betrag ergibt sich die Erheblichkeit zwanglos. AuÃ�erdem belief sich die HÃ¶he der
Schulbedarfspauschale gemÃ¤Ã� Â§ 28 Abs. 3 SGB II im streitigen Zeitraum auf
70,â�� â�¬ bei Beginn des Schuljahres. In Anbetracht zu Beginn eines Schuljahres
weiter anzuschaffenden Verbrauchsmaterialien erreicht diese Pauschale auch bei
wohlwollender Betrachtung nicht den hier aufzuwendenden Betrag von 85,90 â�¬.

Â 

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Sozialgerichtsgesetz (SGG).

Â 

Die Berufung ist nach Â§ 144 Abs. 2 Nr. 1 wie auch 2 SGG zuzulassen. Das Gericht
weicht bei weiter Auslegung von Entscheidungen des 11. Senates des
Landessozialgerichtes Niedersachsen Bremen zu Sonderbedarfen bei Anschaffung
von Taschenrechnern fÃ¼r die Schule ab. Bei enger Auslegung der Entscheidungen
des 11. Senates des Landessozialgerichtes Niedersachsen Bremen hingegen ist eine
grundsÃ¤tzliche Bedeutung der Rechtssache anzunehmen. Es liegen keine
Entscheidungen des zustÃ¤ndigen Landessozialgerichtes Niedersachsen Bremen zur
Frage teurer GerÃ¤te fÃ¼r den Schulbesuch vor.

Erstellt am: 03.02.2022
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Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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